
Beschluss  

 

des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung der Richtlinien über die 
ärztliche Betreuung während der 
Schwangerschaft und nach der Entbindung 
(„Mutterschafts-Richtlinien“):  
Änderung der Angaben im Abschnitt G. 
Medikamentöse Maßnahmen und Verordnung 
von Verband- und Heilmitteln 

Vom 19. Februar 2015 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 19. Februar 2015 
beschlossen, Richtlinien über die ärztliche Betreuung während der Schwangerschaft und 
nach der Entbindung („Mutterschafts-Richtlinien“; [Mu-RL]) in der Fassung vom 
10. Dezember 1985 (BAnz. Nr. 60a vom 27. März 1986), zuletzt geändert am 24. April 2014 
(BAnz AT 27.06.2014 B3), wie folgt zu ändern: 

 

I. Der Abschnitt G „Medikamentöse Maßnahmen und Verordnung von Verband- und 
Heilmitteln“ wird wie folgt neu gefasst: 

„Die Versicherte hat während der Schwangerschaft und im Zusammenhang mit der 
Entbindung Anspruch auf Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln. Die 
für die Leistungen nach den §§ 31 bis 33 SGB V geltenden Vorschriften gelten 
entsprechend; bei Schwangerschaftsbeschwerden und im Zusammenhang mit der 
Entbindung finden die Regelungen, die für die Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- 
und Hilfsmitteln eine Zuzahlung der Versicherten vorsehen, keine Anwendung.“ 

II. Die Änderung der Richtlinien tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger 
in Kraft. 

 

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des 
Gemeinsamen Bundesausschusses unter www.g-ba.de veröffentlicht. 

 

Berlin, den 19. Februar 2015 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Prof. Hecken 

BAnz AT 04.05.2015 B3

http://www.g-ba.de/



